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Morgen Ausgabe
Freitag, 16. Juli

Alſo doch
Die Drohung hat abermals gewirkt

Die 2 Millionen-Tonnenlieferung angenommen Beratungen der Alliierten
Die deutſche Entſcheidung

w. Spa, 15., Juli.
Die deutſche Regierung hat dem Oberſten Rat ihre

endgültige Entſcheidung in der Kohlenfrage ſchriftlich
ibermittelt. Das Schriftſtück war von einem Privatſchreiben
des Reichsminiſters Dr. Simons an den engliſchen Premier-
miniſter begleitet.

Die Entſcheidung der deutſchen Delegation wegen der Rege-
lung der Kohlenfrage lautet:

1. die deutſche Regierung verpflichtet ſich, vom 1. Auguſt an
auf vorläufig ſechs Monate den alliierten Regierungen monat
lich zwei Millionen Tonnen zur Verfügung zu ſtellen.

2. Die alliierten Regierungen leiſten einen Gegenwert
für die Kohle bis zur Höhe des deutſchen Jnlandpreiſes durch

Anrechnung auf das Reparationskonto mit der Differenz zum
Veltmarktpreiſe in bar, ſoweit nicht die Art der Zahlung durch

das allgemeine Abkommen über die Finanzfrage anders beſtimmt
vird.

3. Während der Dauer der vorbezeichneten Kohlenliefe
rungen bleiben die Beſtimmungen über die Entſcheidung in der
Kohlenfrage, die der deutſchen Delegation am 9. Juli mitgeteilt

und am 11. Juli abgeändert worden waren, außer Anwendung.
Eine Erhöhung der monatlich abzuliefernden Tonnage findet
ſo lange nicht ſtatt.

4. Es wird alsbald ein Abkommen über die Lage in
Ober- Schleſien getroffen, wodurch entweder die dentſche

oberſchleſiſchen Kohlen zurück
erhält oder ihr doch der monatliche Bezug von mindeſtens

Millionen Tonnen gewährleiſtet wird.
5. Es wird alsbald eine gemiſchte Kommiſſion in Eſſen

eingerichtet, deren Zweck iſt, die Mittel zu unterſuchen, mit denen
man die Lebenshaltung der Bergarbeiter in Ernährung,
Kleidung und Wohnung und damit die Erzengung
der Kohlenminen des Ruhrgebiets verbeſſern kann.

6. Die alliierten Regierungen erklären ſich bereit, Deutſch
land zur Einführung ausländiſcher Lebensmittel für ſeine Be-
rölkerung ſowie von Rohſtoffen für die deutſche Jnduſtrie und
Landwirtſchaft einen angemeſſenen Vorſchuß zu ge-
währen. Die Beratungen über den Vorſchuß werden zuſammen-
hängend mit den allgemeinen Beratunggen über die Finanzfrage
alsbald unter Hinzuziehung beiderſeitiger Sachverſtändiger auf-
genommen werden.

Verſchiedene franzöſiſche Blätter bringen die bemerkens-
werte Mitteilung, daß in der vergangenen Nacht Profeſſor

im Auftrage der deutſchen Deregationden Verbündeten erklärt habe, Deutſchland ſei
bereit, monatlich 2 Millionen Tonnen zu lie-
fern, allerdings unter allerlei Einſchränkungen und Bedin-

die erfüllt werden müßten, damit Deutſchland über-
Kohlen zu fördern Dieſer

Lloyd George habe ſofort nach
Erklärung Millerand

noch eine dritte erfolgt.
Empfang der Bonnſchen
verſtändigt.

Der Raub der franzöſiſchen Fahne
Die Regierung ſpricht ihr Bedauern aus.

w. Berlin, 15. Juti.
Zu dem Vorfall vor der franzöſiſchen Botſchaft wird

V. T.B. von amtlicher Seite folgendes mitgeteilt: Der
Staatsſekretär im Auswärtigen Amt hat dem franzöſiſchen Ge
ſchäftsträger perſönlich ſein und der Regierung Be
dauern über den gegen die franzöſiſche Botſchaft verübten

zum Ausdruck gebracht. Die Polizeibeam:en,
durch deren Fahrläſſigkeit die Demonſtration möglich geworden
ſt, werden auf Anordnung des preußiſchen Miniſters des
Innern vom Dienſt ſuspendiert werden. Die fran-

zöfiſche Flagge iſt von einem Manne niedergeholt und
entfernt worden, der über das Dach des Nachbargebäudes auf
das Dach der Botſchaft gelangt war. Der Täter iſt noch nicht
rmittelt, doch iſt die Flagge im Nachbarhauſe gefunden
und der franzöſiſchen Botſchaft durch die Polizei wieder zu

Jeſtellt worden.
der Polizeipräſtdent von Berlin ſe 10000

Nark Belohnung für die Ermittlung des Täters aus, der
vſtern die Fahne von der franzöſiſchen Botſchaft
er Täter ſcheint über die Dächer der Nachbargrundſtücke der
Botſchaft auf das Dach gelanat und ebenſo entkommen àau ſein.

Etwas Authentiſches zu erfahren iſt noch nicht möglich, da
insbeſondere die Deutſchen allen journaliſtiſchen Annäherungs
verſuchen beharrlich aus dem Wege gehen. Auch den Journa-
liſten, die im engliſchen Abſteigequartier verſuchten, irgendwelche
Auskunft zu erhalten, wurde bedeutet, die Lage habe ſich nicht

geändert.
Dazu meldet W. T. B.:
Wie von zuſtändiger Stelle mitgeteilt wird, beſtanden auf

deutſcher Seite nach der Beſprechung, die der Miniſter
Dr. Simons geſtern mit Lloyd George hatte, noch
einige Unklarheiten. Um ſie aufzuklären, hatte im Auf
trage der deutſchen Regierung Profeſſor Bonn mehrere Be
ſprechungen mit dem Privatſekretär Lloyd Georges, der der
geſtrigen Konferenz der beiden Miniſter beiwohnte.

Die Entente berät
w. Spa, 165. Juli.

Die Sachverſtändigen der Alliierten traten heute nach-
mittag 238 Uhr zur Prüfung der deutſchen Vorſchläg e in der Kohlenfrage zuſammen. Der hohe Rat trat um
3246 Uhr in der Villa de la Freineuſe zuſammen, um die Gut
achten der alliierten Sachverſtändigen über die deutſchen Kohlen
vorſchläge entgegenzunehmen und die endgültige Ent
ſcheidung zu treffen.

Ein Ultimatum war fertig
b. Haag, 15. Juli.

Der Sonderberichterſtatter des „Handelsblad“ meldet
Der Oberſte Rat beſchloß, heute (Donnerstag früh) den Deut

ſchen mitzuteilen, daß die Alliierten ihnen in der Nachmittags
ſitzung eine Note überreichen würden, in der feſtgeſtellt ſei,

1. daß die Deutſchen an der Zerſtörung der franzöſiſchen und
belgiſchen Gruben und Fabriken ſchuld ſeien,

2. daß die Entente auf ihrer Forderung nach einer monat-
lichen Lieferung von 2 400 000 To. Steinkvhlen durch Deutſchland
beharrte. Für den Fall, daß Deutſchland dieſe Forderungen nicht
re genehmigen werde, würden die Alliierten das Ruhrgebiet

etzen.
Die Entente verſpricht Deutſchland anderſeits wichtige Lie-

ferungen von Nahrungsmitteln für den Fall, daß die
Ententeforderung angenommen wird. Die Note wird ferner
darauf hinweiſen, daß Deutſchland ſogar, wenn es der Entente die
2 400 000 To. Steinkohlen liefert, noch beſſer daran ſei als Jtalien
und Frankreich.

w. Spa, 15. Juli.
Wie bekannt wird, haben die Alliierten geſtern abend

ein Abkommen über die militäriſche Beſetzung
des Ruhrgebietes unterzeichnet. Der Einmarſch
ſoll nach Ablauf eines an die deutſche Regierung geſtellten
Ultimatums vor ſich gehen, zu deſſen Feſtſetzung der Oberſte
Rat heute früh um 11 Uhr zuſammengetreten iſt.

b. Spa, 15. Juli.
Schwarze Truppen ſollten, ſo ſchreibt das „Echo de Paris“,

für die Beſetzung des Ruhrgebietes nicht verwendet werden.
Die franzöſiſchen Vertreter verlaugten als Mindeſtdauer
der Beſetzung 5 Jahre. Jnzwiſchen wurde auch über den
Preis für die aus dem Ruhrgebiet zu beziehenden Kohlen ver-
handelt. Die Engländer fordern. daß hierfür derſelbe Preis be-
zahlt werde wie für engliſche Exportkohle. Dieſen Preis
wollen die Franzoſen aber nur für 7 Millionen Tonnen zahlen
(das iſt die Menge, die ſie vor dem Kriege jährlich aus Deutſch
land zu beziehen pflegten), für die übrige Kohlenmenge aus
Deutſchland wollen ſie nur 30 Mark für die Tonne zuzüglich der
Transportkoſten zahlen, auch wenn die Kohlen über Rotterdam
befördert werden würden.

MXTÖSCÄÜhCl mannw. Spa, 415. Juli.
Reichskanzler Fehrenbach hat Millerand ſchriftlich ſein

Bedauern über den Zwiſchenfall in Berlin aus-
geſprochen.

Die Koſten der feindlichen Beſatzung
w. Brüſſel, 15. Juli.

Die Blätter melden, daß die Wiedergutmachungskommiſſion
nach Prüfung der deutſchen Beſchwerden wegen der unge-
heuren Koſten der militärtſchen Beſetzung der
deutſchen Gebiete die von Deutſchland in Ausführung der Be-
ſtimmungen des Friedensvertrages zu zahlende Summe auf
7 Franken pro Tag und Soldat feſtgeſetzt hat.

Ein Ultimatum an die Türkei
da. Haag, 15. Juli.

„Dunily Mail“ meldet, daß die Alliterten der türkiſchen Re-
gierung eine neue Note haben zugehen laſſen, welche im weſent
lichen beſagt, daß die Entente Konſtantinopel endgül-
tig internationaliſieren werde, wenn die kürkiſche
Regierung den Friedensverkrag nicht unterſchreibt und Kemal
Paſcha ſeine Operationen nicht einſtellt.

ſtelle Berlin: Bernburger Str. 30.
rliner Schriftleitung. Verlag und Druck von Otto CThiele, Halle aale
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Die Stellung von Kaſſen und Arzt zu den

Wünſchen der verſicherten
Die durch die kaiſerliche Botſchaft vom 17. September

1881 eingeleitete ſoziale Geſetzgebung Deutſchlands ging von
dem Gedanken aus, dem wirtſchaftlich Schwachen in Krank-
heit, Siechtum und Alter zu helfen. Die Mittel zu dieſer
Hilfe wurden in der Krankenverſorgung auf dem Wege einer
Zwangsverſicherung von Arbeitnehmer und Arbeitgeber
aufgebracht. Die hierzu geſchaffenen Verwaltungskörper-
ſchaften, die Krankenkaſſen, hatten die Aufgabe, Aerzte an
zuſtellen, Heilmittel anzuſchaffen und Krankengelder auszu-
zahlen. Nach ihrer geſchichtlichen Aufgabenſtellung ſind ſie
nur als Mittel zum Zweck der oben angedeuteten Abſicht ge
gründet worden. Es kann dies nicht genügend betont wer-
den, um alle Verſuche der einmal geborenen Körperſchaften,
Selbſtzweck zu werden, zu verhindern. Vom Beginn ihres
Entſtehens an haben die Kaſſen den ihnen geſtellten
Arbeitsrahmen zu überſchreiten verſucht. Zumeiſt ſozial-
demokratiſch geleitet, beabſichtigten ſie unter Ausnutzung
ihrer Geldmittel eigene Politik zu treiben. Als Arbeitgeber
der Aerzte nahmen ſie einen Unternehmerſtandpunkt ein,
der ſonſt nur noch in den Parteireden ihrer Genoſſen Wirk-
lichkeit war. Die Abſicht einer anderweitigen Verwendung
ihrer Gelder verführte ſie dazu, zuerſt an Arzt und an Heil-
mitteln zu ſparen. Dies führte zu dauernden Kämpfen
zwiſchen Arzt und Kaſſen und demzufolge zu einer gewerk-
ſchaftlichen Vereinigung der Aerzte.

Mit dem zunehmend politiſchen Einfluß ihrer Genoſſen
wurden die Kaſſen rückſichtsloſer und unverhüllter in ihrer
letzten Abſicht. Der Revolutionär Bauer, ein einge-
ſchworener Feind der Aerzte, erhöhte in den Novembertagen
1918 die Verſicherungspflicht von 2500 auf 5000 Mk. Jm
März 1920 wurde plötzlich dieſe Grenze erneut erhöht auf
20 000 Mk. Dieſe überraſchende Vergewaltigung eines
ganzen Standes hat in der Aerzteſchaft eine entſchloſſene
Ablehnung gezeitigt, der es gelang, die Verfügung vorläufig
rückgängig zu machen. Die Abſicht der Kaſſen, mit dieſer
Forderung erneut hervorzutreten, beſteht aber fort.

Dahinter beſteht heute weniger denn je verdeckt der
große Plan, den geſamten freien Aerzteberuf zu
ſozialiſieren. Damit werden dieſe ſcheinbaren wirt-
ſchaftlichen Gegenſätze zwiſchen Kaſſen und Aerzten zu einer
Angelegenheit des ganzen Volkes.

Jeder einzelne Staatsbürger muß Anteil nehmen an
dieſem Kampf zwiſchen Kaſſen und Arzt um zu erkennen,
wo ſein eigener Vorteil und der des Gemeinweſens liegt.

Der Arzt kämpft hier um Daſeinsfragen, für deren
Dringlichkeit ſelbſt die Teilnahme der ſozialiſtiſchen Aerzte
ſpricht. Dieſelben Kaſſen nämlich die die Höherſetzung der
Verſicherungsgrenze mit einer allgemeinen Geldentwertung
begründen, billigen den Aerzten nur eine Lohnaufbeſſerung
von 331 Prozent zu. Dieſe Art der Bezahlung zeigen
einige Vergleiche:

Aerztliche Einzelleiſtung bezahlt mit 75-—80 Pfg.
Gutſchein für den Monat in der Berliner Ortskranken-

kaſſe 2,80 Mk. für den Kopf, gleichgültig, wie oft derſelbe
Kranke behandelt wird.

Jn anderen Kaſſen bekommt der Arzt für den behan-
delnden Kranken im Monat 4 Mk., ohne Rückſicht auf die
Zahl der Beſuche oder Berakungen.

Dieſe unglaubliche Ausbeutung ärztlicher Arbeitskraft
geißelt ſelbſt die „Freiheit“. Es iſt „aber ohne weiteres
verſtändlich, daß die Aerzte bei dieſer Bezahlung nur be-
ſtehen können auf Koſten der Privatpraxis. Nun nutzten
aber infolge der Erlaubnis, daß einmalige Angehörige der
Kaſſe auch in beſſeren Gehaltsklaſſen freiwillig weiter darin
bleiben dürfen, auch Beſſergeſtellte den Arzt in dieſer Weiſe
aus, eine Wirkung, die keineswegs im Sinne des Geſetz
gebers liegen ſollte.

Die erneute Höherſetzung der Zwangsgrenze in der
Verſicherung führt aber zu einer weiteren Einſchränkung der
Privatprarxis.

Es iſt keineswegs der Mangel an ſozialem Gefühl beirn
Arzt, der ihn hiergegen ankämpfen läßt, beſtand doch längſt
vor der Zwangsverſicherung die ehrenwerte Gepflogenheit,
den Armen auf Koſten des Reichen zu behandeln. Der Arzt
ſieht nun aber auch den Reichen entſchwinden.

Die wirtſchaftliche Frage iſt für den Aerzteſtand nicht
die allein maßgebende. Ehrenrein ſoll auch das Schild eines
wohlverſtandenen Standesbewußtſeins gehalten werden.

Der Arzt muß dazu ſo geſtellt ſein, daß ihn nicht
Nahrungsſorgen moraliſch derartig zermürben, daß er den
ſittlichen Pflichten, die ſeinem Stande eigentümlich ſein
ſollen, nicht mehr gerecht werden kann!

Der Arzt muß ſich auf der Höhe der Bildung ſeiner
Zeit halten können. Jn ſeiner wiſſenſchaftlichen und beruf-
lichen Ausbildung muß er mit der Zeit Schritt halten



können. Die hierzu nötigen Bücher, Zeitſchriften, Fort
bildungskurſe koſten Zeit und Geld.

Der Arzt will auch ſeinem ärmſten Kranken wirklich
Arzt ſein können. Er ſieht mit aller Deutlichkeit, daß eine
zu eng Einzelbezahlung zu einer Maſſenabfertigung
führt. Nichts iſt verkehrter als in einem Beruf, der ſich mit
Menſchenleben beſchäftigt, mit der Uhr in der Hand den
Lebensunterhalt verdienen müſſen.

Der Arzt wünſcht die freie Arztwahl zum Wohle der
Kranken und aus Anteilnahme an dem Geſchick jüngerer
Standesgenoſſen. e hochzuwürdigenden Anſichten der
Aerzteſchaft von ihren Standesaufgaben dere ſich ſchlecht
hin mit den Wünſchen des Verſicherten, des Kranken, der
den Arzt aufſucht.

Der Leidende hält es nun einmal für eine äußerſt
wertvolle Angelegenheit, daß er geſundet und befreit wird
von ſeinen Leiden. Er verlangt alſo gerade einen tüchtigen
Arzt, der, abgeſehen von ſeiner menſchlichen Hochwertigkeit,
techniſch und wiſſenſchaftlich auf der Höhe iſt. Ein ſolcher
kann nur ein Arzt in gehobener Lebengsſtellung ſein.

Der Kranke fordert eine gründliche, eingehende
Unterſuchung, r zum Anhören ſeiner Klagen und Not.
Der Arzt kann dem nur Folge geben, wenn der angewendete
Zeitaufwand in einem angemeſſenen Verhältnis ſteht zur
Bezahlung.

Bei zu geringer Bezahlung tritt notwendigerweiſe eine
Maſſenbehandlung ein. Dazu kommt die gerade bei den
Kaſſenkranken beträchtliche Mehrleiſtung an Schreibarbeit,
an Eintragungen und Beſcheinigungen. Betragen doch z. B.
die verſchiedenen Formulare bei einer Berliner Kaſſe
30 Stück. Der Verſicherte fühlt ſich dann als Patient zweiter
Klaſſe behandelt. Es wird Mißtrauen zwiſchen Arzt undKranken geſät. Aus dieſem Maſſenbetrieb leiten ch die

Kaſſen- und Polikliniken mit ihrem reinen Geſchäftsbetrieb
her. Zur Leiſtung der Mehrarbeit werden billigere Hilfs-

gehalten. Dies iſt den Kranken weiterhin unan
genehm.

Der Kranke faßt ſeine Stellung zum Arzt immer
noch als Vertrauensangelegenheit auf. Er glaubt an die
perſönliche Heilkraft ſeines Arztes. Er will auch ſeine Leiden
in der Druſt eines vertrauenswürdigen Menſchen ver
ſchloſſen wiſſen. Die Kaſſen verlangen aber Kenntnis von
ſeiner Krankheit. Schreiberjünglinge und mädchen be-
kommen ſeine eigenſten Angelegenheiten zu wiſſen. Die
Kaſſe nimmt ihm auch die Möglichkeit, ſich den Arzt ſeines
Vertrauens zu ſuchen. Dies hat häufig dazu geführt, daß
der Kranke den Arzt noch nebenbei bezahlt, oder zu anderen
Aerzten auf eigene Koſten ging.

Der Kranke will ausreichende Heil- und Arznei-
mittel. Der Arzt iſt jedoch durch Kaſſengeſetz behindert im
Verſchreiben von Arzneien für den Verſicherten.

Die neu zu fragen dagegen, welche Vor
teile ihnen neben dieſen Nachteilen erwachſen.

Nach der neuen Verordnung werden die Kaſſen einen
Beitrag bis 1800 Mk. von dem Einzelnen fordern. Dazu
ſtehen die Leiſtungen in gar keinem Verhältnis. Derartige
Summen würden nie für den Arzt und Arznei ſonſt ver
braucht werden.

Jn dieſem Sinne ſind auch bei der Erörterung der An
gelegenheit in der Preſſe zahlreiche Briefe von Angeſtellten
und Hausfrauen den Redaktionen zugegangen, in denen
nachdrücklichſt darauf hingewieſen wurde, daß dieſe hohe
Summe nicht im Jntereſſe der Angeſtellten iſt, daß die
Dienſtmädchenbehandlung z. B. vor der Zeit der Zwangs
kaſſe weit billiger und beſſer war als heute.

Für die zukünftige Abſicht der Sozialiſierung des
Aerzteſtandes fehlt für den Verſicherten meiſt ein Vergleichs-
maßſtab. Die verfloſſene Militärzeit kann jedoch den
einſtigen Soldaten als weitgehender Vergleich dienen. Wie-
viele haben da nicht den eigenen Arzt gewünſcht und nicht
manche Klagen und Beſchwerden in der Heimat vom Arzt
ihres Vertrauens heilen laſſen?

Die Wünſche der Verſicherten ſtehen den bisherigen Ge
pflogenh des Kaſſenweſens ſcharf gegenüber.

Selbſtverſtändlich muß man auch der Kaſſe gerecht zu
werden verſtehen. Große Mängel der ſozialen Geſetzgebung,
die Züchtung der Simulation, der Wunſch des Verſorgt-
ſeins, der zu einer wahren Volksſeuche geworden iſt, ſind
erſchwerende Momente. Auch die Aerzteſchaft kämpft gegen
ſie und muß gerade in der Art der jetzigen Kaſſenbehandlung
die Schuld an dieſen Mißſtänden ſehen. Es iſt wertvoll,
an Hand von Kaſſenberichten zu ſehen, wieviel von den
Krankenbeiträgen überhaupt an Aerzte, Arznei und

(Nachdruck verboten.)

Die Kinderloſen
Roman von Marie Diers.

Alſo die Sache war von Röſe fein erdacht und herzlich
gut gemeint. Es kam jetzt nur noch auf Tien an, daß es
auch anſchlug. Hinzubringen war er ſchon. Hier konnte
man mit ganz offenen Karten ſpielen. Röſe ſchrieb ihrem
Bruder, ſo wäre das mit dem Doktor und ſo, und er ſolle
ihm ſeine eigene hohe Lebensauffaſſung beibringen. Und
der ſchrieb höchſt freundlich zu, war voll Bereitwilligkeit
und auch Zuverſicht, helfen zu können, und ſeine Frau hatte
ein. paar liebenswürdige Worte am Rande beigefügt.

Erſt wie dies im Schwunge war und Röſe das Gefühl
hatte, den Tien nicht ganz ins Leere abzuſetzen, griff ſie
dieſen ſelber an.

Er war, wie ſich dieſer Briefwechſel vollzog, in ſeiner
vollkommenen Ahnungsloſigkeit noch zweimal dageweſen,
und die kleine Röſe wußte ganz genau, daß ſich hierdurch
das Netz der üblen Nachrede nur noch feſter um ſie zu-
ſammenzog. Aber ſie meinte, das ſei nun eben nicht zu
ändern. Sie tue, was möglich ſei, zaubern könne ſie nicht,
und ihre Freunde ließe ſie nicht im Stich. Jhr geheimer
Plan gab ihr zudem eine innere Sicherheit, und ſie fühlte,
ſie könne das Uebrige dem lieben Gott überlaſſen, der ihren

guten Willen ſähe. F.Wie am Morgen eines grauen Regentages die Ant-
wort der Geſchwiſter einlief, hatte ſie dann auch noch ein
leiſes Wehgefühl am Herzen, daß der entſcheidende Zeit
punkt nun unwiderruflich eingetreten wat.

Tien kam auch an dieſem Tage, wie beſtellt. Sie hatte
es ihm zum Schluß noch ein wenig hold und tranulich
machen wollen, mit Bratäpfeln in der Ofenröhre und
einem kleinen zur Däminerſtunde. Aber dann
fühlte ſie, daß ſie es ihm dadurch geradezu unerträglich
ſchwer mache und ſich ſelber auch nicht wenig. Am beſten
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wäre es vielleicht, Streit und Gezänk heraufzubeſchwören,
aber auch das verwarf ſie wieder. Das nützte ja rein nichts.

Krankengeldern z Auszahlung gelangt, wieviel dagegen
der Geſchäftsbetrieb, die Kaſſenpaläſte verſchlingen. Nach
der Braunſchweiger Landeszeitung“ vom 25. Mai 1920
wurden von der Braunſchweiger Ortskrankenkaſſe 16 Proz.
Kär Verwaltungskoſten, 10 Proz. nur für Aerztehonorare
gezahlt; 80 Beamte erhielten 550 000 Mk., 100 Aerzte er
hielten 435 000 Mk.

Dieſe dem Volke ſo verhaßte Geſchäftszimmertätigkeit,
die Beſcheinigung über Beſcheinigung erfordert, ehe der
Kranke zum Arzt überhaupt kommt, verſchlingt Unſummen
an unproduktiver Arbeit. Wenn das Mittel zur Erreichung
jener wertvollen Ziele nicht wirtſchaftlicher und unbureau-
kratiſcher arbeiten kann, ſo bleibt zu erwägen, ob nicht
andere Wege eingeſchlagen werden können. Das uns un
verändert vorſchwebende Ziel, dem Armen billige, aber gute
und ausreichende ärztliche Hilfe zu gewähren, erſcheint neben
anderen Aufgaben der Volksgeſundheit nur erreichbar mit
einem ſittlich und wiſſenſchaftlich gleich hohem Aerzteſtand,
wie er den Wünſchen der Aerzteſchaft und der Verſicherten
in gleicher Weiſe entſpricht. Die hierzu notwendigen
äußeren Verhältniſſe und die wirtſchaftliche Stellung den
rn n iſt die Pflicht jeder weit vorausblickenden
ürſorglichen Reichsregierung.

Faſſen wir kurz zuſammen: dem wirtſchaftlich
ſchwachen Kranken kann eine billige Hilfe vom Arzt nur
auf Koſten der Privatpraxis geleiſtet werden. Eine Höher-
ſetzung der Verſicherungsgrenze würde infolge der Be-
ſchränkung der Privatpraxis daher entweder zu Maſſen
und Ramſcharbeit führen oder die wirtſchaftliche Lage des
geſamten Aerzteſtandes weiter drücken. Ein wirtſchaftlich
ſchlecht geſtellter Aerzteſtand bietet nicht die Möglichkeit
ſeeliſcher und geiſtiger Berufshöhe, verhindert die gute
wiſſenſchaftliche Ausbildung und Fortbildung, hemmt tüch-
tige Elemente, in den Beruf einzutreten. Weder die Maſſen
arbeit noch das Herabſinken der Gründlichkeit, der wiſſen
ſchaftlichen Höhe, der Kenntniſſe und Einrichtungen des
Aerzteſtandes liegen im Wunſch und Willen der Verſicherten,
die ihre Geſundheit in vertrauenswürdigen Händen wiſſen
wollen. Die von den Aerzten ſtets geforderte freie Arzt-
wahl entſpricht auch den Wünſchen der Verſicherten. Die
gemeinſamen Belange von Arzt und Patient müſſen daher
die Abſichten der Sozialiſierung des Aerzteſtandes und die
darauf hinzielende Erhöhung der Verſicherungsgrenze ab-
lehnen. Außerdem liegt es nicht im Jntereſſe des höheren
Arbeitseinkommens, ſolche großen Beiträge als Verſiche-
rungskoſten zu bezahlen; denen keine vollwertige Gegen-
leiſtung entſpricht. Auf jeden Fall iſt jeder Zwang in der
Verſicherungsregelung zu vermeiden und dem Kranken die
freie Wahl des Arztes zu ermöglichen.

Der Reichswirtſchaftsrat
b. Berlin, 15. Juli.

Jn einer Beſprechung mit Vertretern der Preſſe, die eine
möglichſt den Wünſchen des fachmänniſch durchgebildeten und
gleichzeitig dem allgemeinen Leſerpublikum gerechtwerdende Be-
richterſtattung über die Plenar- und Ausſchußſitzungen des
Reichswirtſchaftsrates erzielen ſollte, machte der Präſident des
Reichswirtſchaftsrates, Ritter Edler v. Braun, intereſſante
Mitteilungen über die nächſten Aufgaben dieſes wichtigen Wirt-
ſchaftsparlamentes.

Der Wirtſchaftsrat iſt nur ein vorläufiges Gebilde
und wird zunächſt den Unterbau ſchaffen für die Bildung und
Hinzunahme der Betriebs-, Bezirks- und Reichsarbeiterräte.
Die Mehrzahl ſeiner Mitglieder wünſcht keine Kopie des
Parlaments, ſondern eine andere Verhandlungsform Da
bei ſeinen 3826 Mitgliedern Plenarſitzungen weniger Erfolg ver
ſprechen, wird man dieſe nur in beſchränktem Umfange abhalten
und den Hauptnachdruck auf die Ausſchüſſe legen.
Der Geſchäftsordnungsausſchuß hat mehr formelle Befugniſſe.
Anders die beiden ſtändigen Ausſchüſſe für Wirtſchaftspolitik
und Sozialpolitik. Der wirtſchaftspolitiſche Ausſchuß wird
dauernd tagen müſſen, weil ihm die Aufgabe des bisherigen
Wirtſchaftsrates beim Reichswirtſchaftsminiſterium zugefallen
iſt. Er wird vor allem ſtändige Beratung des Reichs
wirtſchafts miniſteriums und des Reichsfinanz-
miniſteriums abgeben müſſen. Außerdem werden mehrere
Ausſchüſſe für Einzelgebiete tätig ſein. So zum Beiſpiel ein
Ernährungsausſchuß. Ein beſonderer Unterausſchuß iſt auch
gebildet für die Behandlung des Antrages Wiſſell betr. Verhin-
derung der Schließung von Betrieben. Als nächſte Hauptauf-
gabe bezeichnete Exzellenz von Braun die endgültige
Löſung des Problems der Zwangs wirtſchaft in
einem Sinne, der den Bedürfniſſen des Wirtſchaftslebens ent-
ſpricht, und zwar nicht nur unter Berückſichtigung der Lebens-
mittel-, ſondern auch der Induſtrie fragen Beſonders be-
zeichnend ſei, daß in den letzten Monaten gerade aus den

Er mochte zuerſt erboſt davonrennen, aber am nächſten
Tage, vielleicht am ſelben noch, kam er dann ſanft und
reuig wie ein Friedensengel zurück, ſchob natürlich die
ganze bittere Angelegenheit auf den Zank, und man konnte
wieder von vorn mit ihm anfangen.

Alle dieſe Nöte und Erwägungen mußte Frau Röſe
mit ſich allein durchmachen, und wäre ihr Gefühl von der
Richtigkeit ihres Vorhabens nicht ſo feſt geweſen, dann
wäre ſie in dieſer Verwirrung noch wieder umgefallen und
hätte die Sache verſchoben. Aber daran hinderte ſie der
Tropfen Eiſen im Blut. Daß es heute geſchafft werden
mußte, daran war nicht wen zu tippen.

Als Tien kam, in der Dämmerung, ein bißchen müde
und windzerblaſen von einer Landfahrt, ließ ſie ihn ſich
auch gar nicht hier erſt noch einniſten, und als er Pums,
der ihm freudekreiſchend entgegenſtürzte, mit einem viel-
geübten Wupp auf die Schulter ſchwenken wollte, hielt ſie
Pums feſt, ſah Tien gerade ins Geſicht und ſagte: „Das
geht jetzt nicht mehr, und alles muß mal ein Ende
haben und dabei ſah die ganze kleine Perſon aus wie
von Eiſen, hübſch, aber doch erſchreckend und greulich für
den, den es anging.

„Na nu“, ſagte Tien und hielt den Pums trotz ihres
Widerſtandes ſchon in halber Höhe. Was das ſolle und ob
Pums etwa ſchon zu vornehm ſei für dieſe Reiterei.

Es handle ſich nicht um Pums, ſagte Röſe, ſondern
um das Ganze. Und kurz und gut, er dürfe nicht mehr
herkommen. Gar nicht mehr, überhaupt nicht mehr. Denn
er bedenke wohl nicht, daß es böſe Zungen in Ringsort
gäbe. Und jedenfalls habe er ihr den guten Ruf ver-
dorben, und das könne und ſolle nicht ſo weitergehen.

Da ließ der Tien wirklich den Pums los, und es war,
als ob er von oben bis unten erſtarre. Aber ſchon in
nächſter Minute brach eine unbeſchreibliche Wut durch den
r Bann, er fing an, fürchterlich zu lärmen und zu
oben und gebrauchte Ansdrücke, wie: alte Klatſchbaſen

und es ginge ſie den Teufel was an. was er täte und
elendes Sumpfneſt, wie ſie jeder Mann im Munde führt,
der in eine ähnliche Loge gerät. Dabei fuhrwerkte er ſo

Kreiſen der Verbraucher der Ruf nach Beſet,
ür dieſe Frage wird ein eigener Ausſchuß gebildet. Die zuite
auptfrage iſt die Ordnung der Finanz wirtſchaft. Wun

wir ſo weiter arbeiten, meint Herr von Braun, iſt der Statt
bankerott unvermeidlich Das Fortdrucken von Papie
geld iſt ein Verzweiflungsakt, der auf die Dazr
nicht weitergeführt werden kann

Auch die Steuergeſetzgebung iſt Wege gegangi
die mit den wirtſchaftlichen Bedürfniſſen nicht vereinbar ſind
Der Reichswirtſchaftsrat wird alſo im engſten Zuſamme,
wirken von Produzenten, Arbeitern und Konſu,
menten neue Wege ſuchen müſſen.

Beilegung des Streiks in Golpa
Golpa, 15. Juli,

Die Verhandlungen über den Abbruch im Golhpaget
Streik ſind beendet. Dieſe haben zu einem durchweg günſtigen
Ergebnis geführt und bis auf eine kleine Streitfrage iſt der

Spruch von beiden Teilen angenommen worden. iſt zu
erwarten, daß die Arbeit bereits morgen, aber ſpäteſtens über.
morgen, auf der gangen Linie wieder aufgenommen wird

Der rote Vormarſch auf Polen

ges der Zwangswirtſchaft immer dringender geworden ſei

da. Paris, 15. Juli.Die Bolſchewiſten ſetzen ihren Vormarſch mit großet
Haſt fort, und der Druck auf die ganze polniſche
en iſt noch immer außerordentlich ſtark. Jm Norden

en ſie die alte befeſtigte Linie überſchritten, die von den
deutſchen und ruſſiſchen Heeren eingehalten wurde, als der
BreſtLitowsker Frieden unterzeichnet wurde. Größere ruſſiſche
Heeresmaſſen gehen an den drei Eiſenbahnlinien von Nordweſten
auf Warſchau vor. Die Front zieht ſich in einer großen
Linie von Wilna über BreſtLitowsk nach
berg. Die Bevölkerung von Wilna und Umgebung flieht zu
Fuß, mit der Bahn und in Wagen vor den Bolſchewiſten. Der
Kanonendonner iſt weithin hörbar. Am beſten hält ſich die pol-
niſche Front noch im Zentrum, aber es verlautet, daß ſie auch
hier infolge eines ſtarken Angriffs der roten Kavallerie wankt,
Obwohl die polniſchen Heerführer die bedrohten Punkte durch

erſte Angriff der Roten Armee für die polniſche Linie vernichtend.,
Die Ruſſen verſolgen dieſelbe Taktik, mit der ſie Denikin ver-
nichtet haben. Von anderer Seite wird gemeldet, daß die Roten

ſind. Als Beweis dafür wird angegeben, daß 3000 Donkoſaken
ſich dem polniſchen Heere in BreſtLitowsk angeſchloſſen haben,
nachdem ſie 400 engliſche Meilen durch bolſchewiſtiſches Gebiet
geritten ſind und ſich innerhalb der ruſſiſchen Linien mehrfach mit
den Ruſſen geſchlagen haben.

Kraſſins Vorſchläge
w. Amſterdam, 14. Juli.

Die „Times“ ſchreiben, es verlautet, daß ſich unter den Vor
ſchlägen, die Kraſſin der britiſchen Regierung unter,
breiten wird, das Angebot befinden wird, die beſchlag-
nahmten Fabriken in Rußland ihren geſethmäßigen
Eigentümern wieder zurückzugeben.
nach der „Times“ mit, daß die kanadiſchen Bankiers einen Ver
trag abgeſchloſſen haben, nach dem 228 Millionen Pfund
Sterling Gold nach Kanada als Zahlung für nach Ruß-
land beſtimmte Gütèr geſandt werden ſollen.

Zwangs wirtſchaft auffordert. Der Magiſtrat der Stadt

berger Kreisblatt die Einwohner zum Kampf gegen die Zwanges-
wirtſchaft auf. Er ſchreibt:

„Einwohner der Stadt Reppen! Erneut hat das Reichs-
ernährungsminiſterium die Fleiſchpreiſe erhöht. Wir ſollen jetzt
Preiſe zahlen, für die bereits im Schleichhandel Fleiſch zu er-
halten war. Es zeigt ſich immer mehr, daß das Syſtem
der Zwangsbewirtſchaftung vollkommen zu-
ſammengebrochen iſt. Es ſcheint, daß dies dem Reichs
ernährungsminiſterium nicht bekannt iſt. Wir erheben gegen
die erneute Preisſteigerung ſchärfſten Proteſt! Wir for-
dern ſofortige Freigabe des Fleiſchhandels! Einwohner der
Stadt Reppen! Wir bitten hiermit jedermann, ſich unſerem
Proteſt anzuſchließen. Ein jeder weigere ſich, die wenigen
Gramm Fleiſch, die wir auf die Karten
kaufen.
Weiſe Ausdruck geben, iſt eine ſchnelle Aenderung zu erwarten.
Einwohner ſämtlicher Ortſchaften des Kreiſes Weſt-Sternberg!
Schließt Euch unſerem Vorgehen an!“

th. Zur oberſchleſiſchen Abſtimmung verlautet

Ententekreiſen, daß Frankreich, LaPolens und verärgert durch die Vorkommniſſe in Spa, die Ab-
ſtimmung in Oberſchleſien hinausſchieben will. Jedenfalls iſt
mit der Zurückziehung franzöſiſcher Truppen aus Oberſchleſien
in dieſem Jahre nicht mehr zu rechnen.

in Berliner

niedliche Vaſe, in die Röſe immer ihre Blumen ſtellte, von
einem Tiſchchen warf und zerbrach.

Röſes Fäßlein, das bis zum Rande voll war, zum Ueber
laufen brachte. Alles konnte ſie nun auch nicht mehr ver
tragen. Sie hatte es brav und ordentlich ſoweit J
und hatte ſelber nicht gewußt, wieviel Kräfte ſie in dieſe
Sache ſtecken mußte, bis es mit einmal aus war und
ihre Nerven verſagten. Tien hätte ſich auch angemeſſer
betragen müſſen, dann hätte ſie es wohl bis zum Ende aus
gehalten, aber daß er ſo gar nicht feſt und ſtolz dabei war,

Wut und ihre hübſche Vaſe dazu, das gab ihr
en Reſt.

Sie ſetzte ſich auf einen Stuhl und fing an zu weinen.
Der Abend ſank immer mehr. Der Regen war in

Schnee übergegangen. Wegen der ſteigenden Kälte war
vorhin hier noch einmal geheizt, das Feuer bullerte hinte
der Ofentür. Pums klammerte ſich an Tiens Bein. 6
war alles geradeher zum Herzbrechen.

Tiens Wut war jäh zuſammengebrochen vor dem hil
loſen Frauenweinen. Er ſtand, mit Pums am Bein, un
ſah zu ihr hinüber wie ein großer ſchuldbewußter Junge
Es würgte ihn etwas in der Kehle. Ach Gott, ſie hätte
hunderttauſend ſchöne Worte ſagen können, die aller
ſchönſten Weltweisheiten auskramen, es hätte ihn weni
überzeugt. Aber daß ſie da ſo jämmerlich ſaß und weinke
weil die alten Hexen ſie kränkten, weil dies Gezücht etwas
dabei fand, daß er herkam, das brach ihn faſt entzwei.

„Weinen Sie doch nicht,“ ſagte er mit trockener Kehle
und ſtrich Pums immer eiliger über den kleinen Kopf
„ich geh ja auch fort, ich und er ſchluckte wie über einen
großen Pfropfen, „ich komm' ja dann auch nicht wieder

Da wurde das Weinen noch viel hetigen Sie
(zuche daß e ſchüttelte Ach ſe hatte ſich ded wohl
überſchätzt, ſie dachte, ſie könnte das alles nur ſo erledigen
Und nun wußte ſie nicht,
dieſem Jammer.

(Fortſetzung folgt.

wie wieder berauskommen aus

ſtarke Eilmärſche ihrer Truppen zu retten ſuchten, war ſchon der

noch nicht Herren der Lage in den von ihnen beſetzten Gebieten

Der Sowijetgeſandte für Amerika, Ludwig Martens, teilte

Ein Magiſtrat, der die Einwohner zum Kampf gegen die

Reppen fordert in einer Bekanntmachung im „Weſt Stern

erhalten ſollen, zu
Nur wenn wir einmütig unſerer Empörung auf dieſe

angeſichts der yrekären Lage

greulich um ſich herum, daß er eine zwar billige, aber ſehr

Dieſes kleine Ungemach aber war der Tropfen, der

Lem-

roduzenter

rung wa
fferenz 3
ramm) u
z Mk. zu
ind, die B
eigen Be

Es m
je Landwit

Das V
prräte zur
h auf eit
ird entſchi

Die
je Belaſſu:

perückſichtig

n rtſchaftlichk

etreideordn
her zu är

Die Zu
ich zuſamm

ein geringer
pirtſchaftun

darüber kla:

ers und
Verſorgr
ein. Die
ſcher Futt

Die
fleiſch u
ichtigen

Preiſe für
in den Kon
die Schlach
zuſtand un
ſetzen de
aller Tiere
tät iſt f a
der Konſum

Zugeſtändnis

behördlichen

Die Re
nötige Aufkl
gegen die L

Auf de
Zwangsbewi

Produktion

ein gangbar

Der heu
tonskoſten

Lebens und

iſt anzuſtreb
eine Produk:

er Konſume

Die Auf
ſofort in die

Der Abſa
h zu empf

fordern wir
pſtellt, daß
Eeſamtmeng

die von der
werden.

Die Ver
ſcheinend ein

rund getrieb

n.

Die beal
muß nach w
ebwohl ſie i
Das große P

dwirten

Gegen

Geſetzentwurf

edener Ei
Die Lan

twurfes ni
ondern ſie

Kollegium ei
Kandwirtſchaf

Die Land
neuen K
Es entſte

I der reich
iſt die Aende

Zur rt



eſett,
rden ſei

ruſſiſche
rdweſten

c großen

ſie auch
e wankt.

te durch
ſchon der
nichtend.
ikin ver-
ie Roten
Gebieten
nkoſaken
n haben,
3 Gebiet
rfach mit

Juli.
den Vor
g unter,

(Slag-
u Biügen

ſtStern
Zwangs

Reichs
llen jetzt

zu er
y ſt e m

n ztu-
Reichs

en gegen
Wir for-
ner der
unſerem

wenigen

llen, zu
uf dieſe

rwarten.
ernberg!

Berliner
en Lage

die Ab-
falls iſt
ſchleſten

per ſehr

lte, von

n, der
Ueber

hr ver
gebracht

n dieſe
ar und
emeſſer

de aus
ei war,
gab ihr

weinen.

war in
te war

hinter

n. Es

m hilf
n, und

Junge
her
aller

wenig

weinte
etwas

pet.
Kehle

Kopf
einen

er

Siez wohl

edigen

ollegium eine
Kandwirtſchaftsminiſters Braun gefunden.

unberechtigte Vorwürfe
gegen die Landwirtſchaft

e am 9. Juli in Erfurt verſammelten Vertreter der
gemeinſchaft des Bundes der Land wirte und der
iebauern ſchaft für den Regierungsbezirk Erfurt

en nach eingehender Erörterung der Geſamt- Wirtſchaftslage
genntnisnahme der Erklärungen des Miniſters Dr. Her

z im Reichstage folgende Entſchließungen:
I.

1. Die Forderung nach Aufhebung der für Produzenten wie
umenten ſchädlichen und unerträglichen Zwangswirtſchaft
weiterhin mit allem Nachdruck erhoben ſpäteſtens mit Ab-
des Jahres 1920/21).

gediglich für Brotgetreide ſcheint die öffentliche Be
pſhaftung für das Jahr noch nicht in vollem Umfange ent
et Das Umlageverfahren auf Grund des be-
en Antrages Dr. Roeſickes würde auch hier einen gang-

en Weg weiſen, um Härten zu vermeiden.
z Die in Ausſicht geſtellte Erhöhung der Getreidepreiſe iſt

gichts der weiteren erheblichen Steigerung der Löhne ſowie
ntiger Produktionskoſten notwendig, um die Fortführung
er wirtſchaften ordnungsgemäß zu garantieren. Die fort

e Preiserhöhung für alle Bedarfsartikel der Landwirt
(Hüngemittel, Kohlen, Maſchinen uſw.) zwingt dazu, eine

re Verſorgung der Landwirtſchaft mit den nötigen Pro
Atonsmitteln, preiswerten Düngemitteln, Kohlen, für Druſch-

Hausbrand uſw. mit allen Mitteln anzuſtreben. Die
tellungnahme einzelner Verbände gegen die
raufſetzung der Getreidepreiſe iſt ein Ver
at am Geſamtintereſſe der deutſchen Land-
jrtſchaft und ſomit zu verurteilen.
Der hohe Brotpreis iſt nicht zurückzuführen auf den dem

wduzenten gezahlten Erzeugerpreis. Pflicht der Re-
rung wäre es, die Bevölkerung darüber aufzuklären, daß die
fferenz zwiſchen tatſächlichem Preiſe von 4,50 Mk. (für 1900
ramm) u dem deutſchen Roggenpreiſe entſprechend von
z Mk. zurückzuführen iſt auf die Milliardenankäufe im Aus

die Belaſtung der Kommunalverbände und die Koſten des
eigen Beamten-Apparates der Zwangswirtſchaft.

Fs muß ausdrücklich feſtgeſtellt werden, daß
Landwirtſchaft an dieſem hohen Brotprejs keine Schuld trägt.

Das Vorgehen der Reichsgetreideſtelle, die noch vorhandenen
zrräte zum Preiſe von über 80 Mk. aufzukaufen, läuft prak-
t auf eine Prämiierung der ſäumigen Ablieferer hinaus und
d entſchieden abgelehnt.

z. Die Freigabe des Futtergetreides oder doch
je Belaſſung eines ausreichenden Quantums unter beſonderer
Jrückſichtiggung der mittleren und kleinen Betriebe iſt eine
pirtſchaftliche Notwendigkeit. Die Beſtimmungen der Reichs
etreideordnung vom 21. Mai 1920 betr. Gerſte und Hafer ſind
her zu ändern.

II.

Die Zwangsbewirtſchaftung von Vieh und Fleiſch iſt gänz
ich zuſammengebrochen und iſt daher aufzuheben. Nur
in geringer Prozentſatz geht heute noch durch die öffentliche Be
pirtſchaftung. Weite Kreiſe auch der Konſumenten ſind ſich
verüber klar. Bei Freigabe des notwendigen Fut-
ers und ausreichenden Preiſen wird eine beſſere
herſorgung des Marktes die ſichere Folge
ein. Die Schweinemaſt muß auch bei Verwendung auslän-

ſicher Futtermittel rentabel bleiben.

Die Feſtſetzung der neuen Preiſe fürFleiſch und für die Konſumenten ſteht in keinem
ichtigen Verhältnis zu der neuen Feſtſetzung für

Preiſe für LebendVieh. Die Feſtſetzung der Kleinhandelspreiſe
in den Kommunalverbänden iſt vielfach ungerechtfertigt hoch.
Die Schlachttiere werden nicht entſprechend ihrem Ernährungs-
zutand und der Schlachtausbeute klaſſifiziert. Das Ein
ſetzen des ſtarren Höchſtpreiſes, die Einrangierung
aler Tiere in die A-Klaſſe ohne Berückſichtigung der Quali-
tät iſt falſch und führt in der Folge zu einer Jrreführung
der Konſumenten. Der Fleiſchpreis wäre zudem nach eigenem
zugeſtändnis der Fleiſcher bei Verminderung der Unkoſten des
behördlichen Apparates niedriger zu ſetzen.

Die Regierung trage endlich Sorge, der Bevölkerung die
nötige Aufklärung zu geben, um ungerechtfertigte Vorwürfe
gegen die Landwirtſchaft zu beſeitigen.

III.
dem Gebiete der Milchverſorgung, deren öffentliche

Zwangsbewirtſchaftung beibehalten werden ſoll, iſt die heutige
Produktion mit allen Mitteln zu heben. Lieferungsverträge ſind
ein gangharer Weg.

Der heutige Preis ſteht nicht im Einklang mit den Produk
fonskoſten und nicht in Realition mit den Preiſen anderer

Auf

Lehens- und Genußmittel. Seine Erhöhung auf etwa 1,50 Mk.
it anzuſtreben (Zuſchuß zum Ankauf von Futtermitteln), um
eine Produktionsſteigerung und damit eine beſſere Belieferung
der Konſumenten herbeizuführen.

Die Aufhebung der Zwangswirtſchaft für Oel und Fett iſt
ſofort in die Wege zu leiten.

IV.
Der Abſchluß von Lieferungsverträgen von Kartoffeln iſt an
h zu empfehlen. Denn auch im Jntereſſe der Konſumenten
ſordern wir ſofortige völlige Freigabe. Mit Bedauern wird feſt
pſtellt, dafßß die Kommunalverbände erſt etwa 25 Prozent der

Eeſamtmenge abgeſchloſſen haben. Es iſt damit zu rechnen, daß
u der Regierung aufgeſtellten Preiſe nicht innegehalten
werden

Die Verſammlung ſtellt feſt, daß auch hier wieder an
ſheinend eine falſche, irreführende Politik ſeitens der Regie
rund getrieben wird, die zu unerfreulichen Konſequenzen führen

n.

V.
Die beabſichtigte Wiedereinführung der Frühdruſchprämie

muß nach wie vor mit aller Entſchiedenheit abgelehnt werden,
wohl ſie in dieſem Jahre einige Aenderungen erfahren hat.
das große Unrecht, das insbeſondere den mittleren und kleinen
Landwirten zugefügt wird, bleibt beſtehen.

VI.
Gegen den vom Landwirtſchaftsminiſterium vorgelegten

Geſetzentwurf über die neuen Landwirtſchaftskammern wird ent
ddener Einſpruch erhoben.
Die Landwirtſchaftskammern ſind bei Entſtehung dieſes

twurfes nicht nur nicht gehört worden und zu Rate gezogen,
ondern ſie haben vielmehr wie auch das Landesökonomie

brüske Behandlung ſeitens des preußiſchen

Die Landwirtſchaftskammern ſind ſomit bei der Vorberatung
neuen Kammergeſetzes ausgeſchaltet worden.
Es entſteht der Eindruck, daß man in Preußen landesgeſetz
der reichs geſetzlichen Regelung vorgreifen will. Materiell

t die Aenderung und Erweiterung des beſtehenden Wahlrechts
Landwirtſchaftskammer au begrüßen.

darfs

Die Beſchneidung des Selbſtbeſtimmungsrechts der Kammer
bedeutet Benachteiligung und Schädigung der landwirtſchaft
lichen Jntereſſen,

Von der preußiſchen Landesvertretung wird erwartet, daß
im Hinblick auf das Verderbliche der Vorlage und die bedrohte
Selbſtändigkeit der Hammer der Entwurf in der vorgelegten
Faſſung keine Zuſtimmung findet

VII. nDie endliche Auflöſung der Kriegsgeſellſchaften mit ihrer
unverantwortlichen Miß wirtſchaft iſt nunmehr durchzuführen,
und der Oeffentlichkeit gegenüber die Abrechnung über das Ge-
ſchäftsgebaren derſelben vorzulegen.

VIII.
Die Verſammlung nimmt mit Genugtuung davon Kenntnis,

daß der Miniſter Dr. Hermes anerkannt hat, daß ein Feſt
halten an dem Jrrtum, durch Zwangsmaßnahmen auf den
Landwirt einzuwirken, wirtſchaftliche Selbſtmord-Politik iſt.

Soll eine Beſſerung der Ernährungsmöglichkeit für dasganze deutſche Volk herbeigeführt werde ſo iſt erſte Voraus

ſetzung dazu die Vermehrung land wirtſchaftlicher Produktion,
als ihre Vorbedingung die Rückgabe voller Handlungs- und Be
wegungsfeiheit für den Landwirt.

Eine erfolgreiche Produktionspolitik iſt auch die beſte Kon
ſumentenpolitik.

Die Verſammlung bekundet ausdrücklich den Willen, ihre
beſte Kraft einzuſetzen, unter den gegebenen Vorausſetzungen die
Verſorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln, mit allen
Mitteln zu erſtreben und nach Möglichkeit ſicherzuſtellen. Sie
äußert ſchwere Bedenken gegen die fortdauernde Steigerung
der Löhne, die zum Teil von politiſchen Momenten diktiert
wird, und die leider ein weiteres Wachſen der Produktionskoſten
bedingt.

Sie tritt ein für einen allmählichen Abbau der Preiſe
auf allen Gebieten. Ein Abbau der Preiſe für land
wirtſchaftliche Produkte iſt nur dann möglich, wenn auch Be

und Gebrauchsartikel der Landwirt
ſchaft eine Herabſetzung erfahren.

Englands FHriedensvorſchlag für Rußland
w. London, 15. Juli.

Bonar Law hat im Unterhauſe ein langes Telegramm
verleſen, das die engliſche Regierung an die SowjetKegierung
geſandt hat. Das Telegramm beſagt, die engliſche Regierung
hat davon Kenntnis genommen, daß die Sowjet Regierung die in
dem engliſchen Memorandum vom 1. Juli niedergelegten
Grundſätze als Grundlage für ein Abkommen betreffend die
Wiederaufnahme der Handelsbeziehungen und
die beiderſeitige Einſtellung der Feindſeligkeiten annimmt. Die
engliſche Regierung hat daher beſchloſſen, die Verhandlungen über
das Handelsabkommen fortzuſetzen, ſobald die ruſſiſchen Dele
g ren zurückgekehrt ſind. Das Telegramm nimmt Bezug auf
ie wiederholten Erklärungen der SowjetRegierung, daß ſie

mit ihren Nachbarn in Frieden zu leben wünſcht und auf bei der
engliſchen Regierung gleichfalls vorhandenen dringenden Wunſch,
den Frieden in ganz Europa wieder heczuſtellen.

Die engliſche Regierung ſchlägt daher einen ſofortigen
Waffenſtillſtand zwiſchen Polen und Sowjet-
Rußland vor. Die Bedingungen des Waffenſtillſtandes ſehen
vor, daß das polniſche Heer auf die von der Friedenskonferenz im
letzten Jahre als proviſoriſche Oſtgrenze Polens feſtgeſetzten Linie
zurückgehen ſoll. Darnach ſoll die Konferenz unter den Auſpizien
der Friedenskonferenz in London zuſammentreten, um über den
endgültigen Frieden zwiſchen Rußland und ſeinen
Nachbarn zu beraten. Der Konferenz würden Vertreter von
Rußland, Polen, Litauen und Finnland beiwohnen, während
Vertreter von Oſtgalizien eingeladen werden ſollen, um ihre
Fälle vorzutragen. Die Waffenſtillſtandsvorſchläge beſagen
ferner, daß die ruſſiſchen Heere auf einer Linie 50 Kilometer
öſtlich der vorläufigen polniſchen Grenze ſtehen bleiben ſollen.
Ein Waffenſtillſtand mit Wrangel wird ebenfalls vorgeſchlagen.

Während ſich die engliſche Regierung nicht verpflichtet, den
Polen für ein feindſeliges Auftreten gegen Rußland Unter
ſtützung zu bieten, iſt es durch die Völkerbundſatzungen ver-
pflichtet, die Jntegrität Polens innerhalb ſeiner eigenen
Grenzen zu verteidigen. Das Telegramm ſügt hinzu, ſollte ſich
Sowjet- Rußland trotz ſeiner wiederholten Erklärungen nicht mit
dem Rückzuge der polniſchen Armee vom ruſſiſchen Boden auf
Grund des Waffenſtillſtands-VPertrages begnügen, ſondern vbeab-
abſichtigen, innerhalb des polniſchen Gebietes feindſelige Hand
lungen zu unternehmen, ſo werden die engliſche Regierung und
die Alliierten ſich für verpflichtet halten, der polniſchen
Nation bei der Verteidigung ihres Beſtehens mit allen ihnen
zur Verfügung ſtehenden Mitteln zu helfen.

Abbruch der ruſſiſch-finniſchen
Verhandlungen

w. Kopenhagen, 15. Juli.

Wie aus Dorpat gemeldet wird, hat die finniſch-ruſ-
ſiſche Friedens konferenz auf Vorſchlag der Ruſſen
geſtern vormittag die Verhandlungen für zwei Wochen ab
gebrochen. Die Ruſſen teilten mit, daß der Grund des Ab-
bruchs der Verhandlungen darin zu ſuchen ſei, daß die Finnen
an ihrer Forderung betreffend Petſchenga feſthielten.

Candräte als Brotherrenſtreikender Candarbeiter
Der Pommerſche Landbund ſchreibt:
Auf dem Gute Schinz im Kreiſe Belgard wird geſtreitt.

Sicherem Vernehmen nach ſollte der Streik am Mittwoch ver-
gangener Woche beendet ſein. Da erſcheint der Landrat am
Montag nachmittag in Abweſenheit des Beſitzers mit der Auf
forderung an die ſtreikenden Arbeiter, ihn als Arbeitgeber zu
betrachten, und den Ausdruſch des noch vorhandenen Getreides
vorzunehmen. Dem Beſitzer ſelbſt wurde ſein Wunſch, die
Techniſche Nothilfe als Druſchkommando zu benutzen, am näch
ſten Tage vom Landrat abgeſchlagen und gedroht, in dieſem
Falle die Techniſche Nothilfe überhaupt zurückzuziehen.

Den ſtreikenden Arbeitern, die zum Ausdruſch, der ja
durchaus im Jntereſſe der Allgemeinheit nötig iſt, verwandt
werden ſollten, wurde militäriſcher Schutz zugeſagt, falls etwa
der Beſitzer Schwierigkeiten machen ſollte. Und inzwiſchen ver-
dirbt das Heu auf den Wieſen.

Klaſſenkampf, behördliche Unterſtützung! Alſo für ſtreikende
Arbeiter iſt der militäriſche Schutz angebracht. Für die unerhört
terroriſierten und an und Leben bedrohten Beſitzer gibt es
keinen Schutz.

Glaubt aber der Herr Landrat, daß die ſtreikenden Arbeiter,
nur um das Wohl der Allgemeinheit beſorgt, ſich zum Druſch
werben laſſen? Sollte da nicht vor allem Oppoſitionsgeiſt und
Schikane in Frage kommen Und das unterſtützt und ſtärkt die
Behörde?!

Her neue bayeriſche Landtag. Jn r erſten Sitzung
des neugewählten Landtages wurde der eordnete Königbauer(D. Vor zum Präſidenten, der Abg. Ehrhard Auer zum erſten
Vizepräſidenten und der Abg. Goßler (U. S.) zum zweiten
präſidenten gewählt. Die Gewählten erklärten die
Wahl. Jn der morgigen
präſidenten ſtatt.

Halle und Umgebung
Halle, 16. Zuli.

Kus dem Haushaltsausſchuß
Millionenüberſchüſſe bei Gas und Elektrizitätswerk.

Thaliaſäle als drittes ſtädtiſches Theater.
Der Haushaltsausſchuß trat geſtern in die Beratung des

ſtädtiſchen Haushalisplanes für das Jahr 1920
ein. Die Stiftung Adelheidsruh ſchließt in Einnahme
und Ausgabe mit 5100 M. ab. Das Alters- und Pflege
heim erfordert für Beköſtigung einen Mehraufwand von
487 000 M. Die Verwaltungskoſten haben ſich um 124 000 M.
erhöht. Der Geſamtabſchluß beläuft ſich auf 1086 000 M.
Die Theodor Schmidt- Stiftung hat einen Zuſchuß
von 109000 M. nötig. Die Geſamteinnahmen und Ausgaben
belaufen ſich auf 128 000 M., d. i. ein Mehr von 94 000 M. Die
erhöhten Ausgaben ſind im weſentlichen durch die Erhöhung der
Löhne und durch die Erhöhung der Verpflegungsſätze entſtan-
den. Die Hoſpitalverwaltung kann ihre Ausgaben
diesmal nicht aus eignen Mitteln decken. Sie iſt genötigt,
einen Zuſchuß von 118 600 M. ihrem Vermögen zu entnehmen,
während die Stadt aus Kämmereimitteln einen Zuſchuß in
gleicher Höhe leiſtet. Einnahmen und Ausgaben betragen
848 000 M. Auch die Paul Riebeck- Stiftung erfocdert
einen Zuſchuß von 90 000 M. Hier iſt u. a. eine Erhöhung der
Ausgaben für Brennſtoffe um 84 000 M. zu verzeichnen, wäh
rend die Beköſtigung ein Mehr von 80 M. erfordert. Für

Die

die Unterhaltung des Gartens ſind 15 000 M ſtatt bisher 5000
Mark angeſetzt. Das Mehr von 10000 M. wurde geſtrichen.
Für die Röſer- Stiftung wurde ein Zuſchuß aus Kaprtel
XIII von 18000 M. bewilligt. Aus dem gleichen Kapitel erhält
die Bethcke-Lehmann- Stiftung einen Zuſchuß von
109 000 M. Dieſe ſchließt in Einnahme und Ausgabe mit
842 000 M. ab.

Die Verwaltung des Gaswerks mit einem Ueber
ſchuß von 2 Millionen bei einer Geſamteinnahme und Ausgabe
von 14892 000 Mark, an den Reſervefonds ſind 250 000 Mark
abzuführen. Aus der Abgabe von Gas wird eine Einnahme von
9 978 000 Mark, aus der von Koks eine Einnahme von 2 342 000
Mark, von Teer eine ſolche von 1 820 000 Mark, erwartet. Die
Geſamteinnahme des Vorjahres betrug 5 615 080 Mark. Die
Ausgaben ſetzen ſich im weſentlichen zuſammen aus 118 000
Mark für das Perſonal, 223 000 Mark für Arbeitshilfen in den
Büros, 210 000 Mark für Boten und Ableſer, 750 000 Mark für
Lohnerhöhungen, 229 000 Mark für Kriegsbefhilfen, 250 000 Mark
für Unterhaltung des Rohrnetzes, 190 000 Mark für Unterhalten
der Retortenöfen, 1050 000 Mark für Betriebsarbeiterlöhne
6 600 000 Mark für Gaskohlen, 73 000 Mark für den Kapital-
dienſt. ür nicht vorherzuſehende Ausgabeſteigerungen ſind
500 000 Mark angeſetzt. Das Waſſerwerk bringt mit
einer Geſamteinnahme und Ausgabe von 49058 000 Mark keinen
Ueberſchuß. 7 872 000 Mark Ueberſchuß ſoll das Elektrizi-
tätswerk abwerfen, deſſen Geſamtetat mit 18 440 600 Mark
abſchließt. Aus der Stromabgabe wird eine Einnahme von
17 Millionen Mark erwartet, d. h. 14 346 000 Mark mehr als im
Vorjahre. Keinen Ertrag, aber auch keinen Zuſchuß erwartet die
Verwaltung des Schlacht- und Viehhofes. Der Schlacht
hofsetat ſchließt mit 920 000 Mark in Einnahme und Ausgabe ab,
der des Viehhofes mit 82 000 Mark. Vorausſetzung iſt jedoch,
daß die Zahl der Schlachtungen ſich weſentlich erhöhen wird.

Mit der Landgemeinde Mötzlich war im Jahre
1905 ein auf 50 Jahre laufender Vertrag abgeſchloſſen worden,
nach welchem dieſe von der Stadt das Waſſer zu einer
Gebühr von 40 Pfennigfür l Kubikmeterbezog.
Nachdem dauernd eine Steigerung des Waſſerpreiſes für die
Stadt eingetreten war, war man mit Mötzlich in Verhandlungen
eingetreten, die eine Erhöhung des zu zahlenden Waſſerpreiſes
bezweckten. Mötzlich lehnte das zunächſt ab, da es ſich auf den
Vertrag berief. Nachdem jedoch eine Miniſterialverfügung er-
laſſen worden iſt, wonach auch laufende Verträge für Gas- und
Waſſerverſorgung abgeändert werden können, hat ſich Mötzlich
bereit erklärt, den jeweiligen Halleſchen Waſſerpreis zu zahlen,
nebſt einem Zuſchlag von 15 Pfennig für 1 Kubikmeter.

Bekanntlich ſollen die Thaliaſäle im kommenden Winter
hauptſächlich für Theagter- Vorſtellungen des Stadt-
thegters benutzt werden, um eine beſſere Ausnutzung des
Bühnenperſonals zu ermöglichen und damit die Einnahme des
Stadttheaters zu erhöhen. Um die Thaliaſäle für dieſen Zweck
bvrauchbarer zu machen, iſt eine Erweiterung der Bühne und eine
Verbeſſerung der Kleiderablage nötig. Hierfür wurden 130 000
Mark bewilligt, die dem Subſtanzgelderfonds zu entnehmen und
aus den Einnahmen des Theaters und der Wirtſchaft zu ver
zinſen und zu tilgen ſind.

Dadurch, daß der Zoo und Bad Wittekind in eigene
ſtädtiſche Verwaltung übernommen ſind, iſt eine Vermehrung
des Verwaltungsperſonals notwendig geworden. Da die jetzigen
Büroräume nicht ausreichen, ſoll die außer Betrieb geſetzte Gaſt
wirtſchaft „Zum Gemsbock“ für Bürogwecke hergerichtet werden.
Der Umbau erfordert 30 000 Mark. Die freiwerdenden jetzigen
Büroräume ſollen zu einer Wohnung für den Obergärtner im
Zoo eingerichtet werden.

Schweizeriſche Schutzſcheine. Jn den Vereinigten Stag
ten von Amerika anſäſſig geweſene Reichsangehörige, die nach
Deutſchland zurückgekehrt ſind, haben von den ſchweizeriſchen
Vertretungen in Amerika gegen Hinterlegung deutſcher Ausweis-
papiere proviſoriſche ſchweizeriſche Schutzſcheine erhalben. Die
Schweizeriſche Geſandtſchaft in Waſhington hat neuerdings
wiederum eine Anzahl der hinterlegten Ausweispapiere der
Schweizeriſchen Geſandtſchaft in Berlin geſandt, wo ſie von den
Intereſſenten gegen Rückgabe des ſchweizeriſchen Schutzſcheines
in Empfang genommen werden können. Dieſen iſt die Rück
ſendung der Urkunden, unter denen ſich vielfach amtliche Ur-
kunden, wie Geburts und Heiratsurkunden, befinden, dringend
zu empfehlen.

Hamilien- Nachrichten
Verlobungen: Margarete Bohnenſtengel und Lehrer

Willy Horlitz. Jda Rabe und Fritz Böttger.
Vermählung: Kurt Hirſch und Elfriede Lyko.
Todesfälle: Am 13. Juli Privatmann Friedrich Rei

chardt im 90. Lebensjahr. Am 14. Juli Anna Ulbricht
geb. Honeke. Am 15. Juli Lucie Vockerodt geb. Spier.

Am 13. Juli Guſtav Adolf Decker t im 73. Lebensjahr

„H. 5.“ Sportberichte
Hockey. Während dieſer Sport all in der Provinz

ſchnell an Boden gewann, blieb die Entwicklung in unſerer Stadt
infolge des Uebergewichts anderer Sportsarten ziemlich zurück.
Um ſo mehr iſt es zu begrüßen, daß jetzt wieder ein Verein den
Anhängern des Stockballs eine Heimſtätte eröffnet hat. Die
Ruder- Geſellſchaft von 1874 (Nelſon), die ſchon vor
einiger Zeit durch Gründung einer Leichtathletikabteilung ihren
Sportbetrieb auf eine breitere Grundlage ſtellie, hat ſich nun
entſchloſſen, auch Hockey einzuführen, um den rern auch in
den anderen Jahreszeiten Gelegenheit zu geben, ſich der Körper
ausbildung in friſcher, freier Luft zu widmen. Der Schritt iſt
um wichtiger, do gerade durch Hockey Anhänger aus den
Kreiſen gewonnen werden, die bisher dem Sportgedanken ziem

Vize- lich fremd gegenüberſtanden. Die Leitung und das Einüben
nnahme der der Abteilung, die einſtweilen nur für Herrenmitglieder offen

Sitzung findet die Wahl des Miniſter iſt, ruht in den Händen der Herren Molsberger
Müblberg, vier bekammter bier Senrinteg
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an der ine n Ceggß,

Der Thüringer Landtag
zung des Landtages für Thüringen findet am 20 JuliDie erſte

im neu hergerichteten Saale des Fürſtenh
Auf der Tagesordnung für dieſen erſten Landtag ſteht u. a. auch
die Wahl der Regierung, wobei es zu einer ähnlichen
Hoalition kommen wird wie im Reich. Wenn auch die einzelnen
Parteigruppen über ihre im engen Kreiſe gehabten Beſprechun
n nichts haben verlauten laſſen, ſo ſprechen doch verſchiedene

zeichen dafür, daß auch die Mehrheitsſozialiſten ſich

ſes in Weimar ſtatt.

beteiligen und den bis-
herigen Staatsminiſter in n Baudert, in die
neue Regierung entſenden dürften. Ferner wird in verſchie-
denen Kreiſen angenommen, daß auch Weimars erſter Miniſter,
der Demokrat Exz. Paulsſen, in die neue Regierung eintreten
wird. Aus Kreiſen der Unabhängigen verlautet immer
wieder, daß ſie nicht gewillt ſind, an einer Regierung be
teiligt zu ſein, in der bürgerliche Vertreter ſitzen.

L

Sommerfeſt des Candbundes des Kreiſes
Naumburg und Eckartsberga

Am vergangenen Sonntag feierte der Landbund des
Kreiſes Naumburg und Eckartsberga ſein diesjähriges
Sommerf eſt auf der romantiſch gelegenen Eckartsburg bei
Sckartsberga. Der Vorſitzende des Kreislandbundes Eckarks
berga, Freigutsbeſitzer Hoffmann Schillingſtedt begrüßte
die Erſchienenen. Er wies darauf hin, wie der Landbund vor
139 Jahren in der Not der Zeit von 43 deutſchen Männern ge
gründet worden ſei und ſich zu einer gewaltigen Organiſation
ausgewachſen habe. Mit einem Aufruf an die Verſammelten,
nach Kräften an dem Wiederaufbau unſeres Vaterlandes mit
zuarbeiten, ſchloß der Redner.

Jm weiteren Verlauf des Tages nahm das Wort der
Reichstagsabgeordnete des Wahlbegzirks, Direktor
Hemeter-Elſterwerda Jn eingehender Weiſe beſchäftigte
ſich Redner mit wirtſchaftlichen Fragen und an Hand ſtatiſtiſch
feſtſtehender Zahlen wies er nach, daß die deutſche Landwirt
ſchaft durch den Krieg einen Schaden von 19 Milliarden Mark
erlitten habe, ungerechnet jene Verluſte, die durch die Vieh
abgabe an den Feindbund noch entſtehen. Verkehrte Preis
politik, die eine Produktionsminderung zur unbedingten Folge
haben mußte, ſei die Haupturſache des kataſtrophalen Nieder-
ganges unſerer bisher ſo hoch entwickelten und blühenden Land
wirtſchaft. Trotzdem aber würden uns deutſche Arbeit, deutſcher
Fleiß und deutſche Gewiſſenhaftigkeit wieder aus dem Elend
herausführen, wenn wir feſt zuſammenſtänden und Männer in
der Parlamente wählten, die mit klarem Blick und ſtarkem
Rücken geſunde Wirtſchaftspolitik und nicht blinde
Parteipolitik trieben. Mit einem Hoch auf den Landsund ſchloß
der Redner und mit reichem Beifall dankte die Verſammlung

Als letzter Redner ſprach Pfarrer Möſeritz aus
Gröpeln bei Liebenwerda. Ein Nichtlandwirt ſtand da vor
der Verſammlung und doch ein Mann, im tiefſten Jnnern er
füllt von den Sorgen und Nöten des Landmannes. Markige
und tief zu Herzen gehende Worte waren es, mit denen er über
das Deutſchtum ſprach, aber auch beſeelt von einer feſten Zu
verſicht auf kommende beſſere Zeiten. Tiefen Eindruck machten
die aus deutſchem Herzen kommenden Worte, und laut erſcholl
im Anſchluß an die Rede die erſte Strophe von „Dentſchland,
Deutſchland über alles.“

Preisſturz in Thüringen
Weimar, 15. Juli.

Auf den Närkten in nahezu allen thüringiſchen
Städten kann man in den letzten Tagen infolge der durch
greifenden Tätigkeit der zentraliſierten Preisfeſtſetzungskom
miſſionen einen teilweiſe recht beträchtlichen Preis

vornehmlich in Obſt und Gemüſe, feſtſtellen. Die letzten
ärkte in Weimar und Umgebung zeigten auch Rückgänge der

Preiſe für Ferkel, die ziemlich reichlich aufgetrieben werden.
Das Paar koſtete nur noch 140 bis 200 Mark. Man erwartet in
maßgebenden Kreiſen baldigſt einen weiteren Preisſturz. Jn
verſchiedenen Städten Thüringens, ſo auch in Weimar, Erfurt,
Jena und Apolda, geben die Textil- und Schuhwaren-
geſchäftsinhaber bekannt, daß ſie im Einvernehmen
mit der Landesregierung eine weſentliche Herabſetzung
der Preiſe vornehmen, um den Käuferſtreik, der ſich
allenthalben bemerkbar macht, dadurch zu beenden.

d. Halberſtadt, 15. Juli. (Die beleidigten Eiſen
bahner Aſcherslebens.) Vor ver hieſigen Erſten Straf
kammer hatte ſich geſtern der Kaufmann Karl Rießland aus
Aſchersleben wegen verleumderiſcher Beleidigung der Eiſen-
bahner Aſcherslebens zu verantworten, denen er vorgeworfen
haben ſollte, daß ſie von oben bis unten beſtechlich ſeien Vor
Beginn der Verhandlung beantragte der Angeklagte durch ſeinen
Rechtsbeiſtand die Ladung aller Eiſenbahner Aſcherslebens als
Zeuge. Während das Gericht über den Beweisantrag beriet,
ſetzte ſich der Angeklagte aus der Anklagebank heraus auf die
Zeugenbank. Der Staatsanwalt, der das als eine Unverſchämt-
heit bezeichnete, wurde in dem Augenblick von dem Angeklagten
derart mit Drohreden überſchüttet, daß er aus dem Saal flüch-
tete. Der Angeklagte, der ſchon einen Stuhl gegen den Staats

anwalt erhoben hatte, konnte nur mit Mühe zur Ruhe gebracht
werden. Die Verhandlung wurde ſchließlich wegen eines Form
fehlers vertagt.

y. Nordhaufen, 14. Juli. (Der Land wirtſchaftliche
Verein der Goldenen Aue) hat jetzt an ſeinem Stiftungs-
feſte nach einem hochintereſſanten Vortrage des Herrn Landes-
ökonomierats Dr. Rabe von der Landwirtſchaftskammer Halle
a d. Saale über den „Entwurf eines Landwirt
ſchaftskammergeſetzes“ einſtimmig folgende, an die
preußiſche Landesverſammlung gerichtete Proteſtreſolution ge-
faßt: „Der zu Nordhauſen tagende Landwirtſchaftliche Verein
der Goldenen Aue, welcher Landwirte aller Beſitzgrößen umfaßt,
legt Verwahrung ein gegen den vom preußiſchen Landwirt
ſchaftsminiſterium veröffentlichten Geſetzentwurf für die Land
wirtſchaftskammern. Dieſer Geſetzentwurf trägt dem Grund
ſatze der der Selbſtbeſtimmung des Berufsſtandes keine Rech-
nung, nimmt im Gegenteil den Kammern die bisherige Selb-
ſtändigkeit und unterſtellt ſie einer bürokratiſch aufgezogenen
Hauptlandwirtſchaftskammer. Er erweitert in unerträglicher
Weiſe die Stagtsaufſicht und dürfte nicht geeignet ſein, das
Vertrauen der Landwijrte zu erhalten. Wir erſuchen die preußiſche
Landesverſammlung, dieſem Geſetzentwurfe zu verſagen.“ Die
Verſammlung ernannte den ſcheidenden Landrat Herrn
von Pommer-Eſche, der nach Kaſſel als Oberregierungs-
rat des dortigen Finanzamtes geht, zum Ehrenmitglied. Als
neue Mitglieder des Vereins wurden 16 Herren aufgenommen.

Gera, 18. Juli. (Zu der Mehlſchiebung) in der
Scheubengrobsdorfer Mühle wird uns noch mitgeteilt, daß dort
geſtern eine geheime Kammer entdeckt wurde, in der noch 27
Poſten Roggen, 16 Poſten Weizen, Roggengrieß uſw., zuſammen
48 Zentner Mehl und Getreide gefunden wurden. Die Kammer
hatte ihren Eingang durch eine zugedeckte Falltür im n.

ſind in der Mühle nunmehr 132 Zentner Gekreide und
l beſchlagnahmt worden.

Salzungeu, 15. Juli. H.. der(Schrecklicher Tod.)
J ühle geriet der 72jährige Maſchjinenmeiſter

des Bankhauſes Gebrüder Stern, Dortmund.)

Wand, wobei ihm der Bruſtkaſten eingedrückt wurde. Der Tod
trat ſofort ein.

Kronach, 16. Juli. (Ein betrübender Vorfall)
ereignete ſich in Röthenbach. Der Landwirt Weiß war mit
ſeiner Frau und drei Kindern auf dem Felde beſchäftigt, als ein
ſchweres Gewitter aufzog. Das 524 Jahre alte Söhnchen ängſtigte
ſich und verkroch ſich im Kleeheu, das auf dem Wagen aufge
laden war. Nach beendigter Arbeit ſtach der Vater die Senſe
von hinten auf den beladenen Wagen. Wohl vermißte er den
Keinen, doch vermutete er, daß ſich dieſer zu ſeinen Geſchwiſtern
begeben hätte. Ein ſchrei aus dem Kleeheu belehrte
aber den Vater, daß er mit Senſe ſein Kind getroffen. Nach
in der folgenden Nacht verſtarb der Junge an Verblutung.

Abdruck der mit einem verſehenen Original Artikel und Original- Meldungen des
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Queſenangabe Halleſche Zeitung geſtattet

Ein Schulbeiſpiel der Sozialiſierung
Die Bergwerksgeſellſchaft Hibernig zu Herne (Weſtf.) befindet ſich b anntis ſeit langen Jahren faſt beüſtadig h den

Händen des preußiſchen Fiskus. Früher war ſie in Privatbeſitz.
Solange die Bewirtſchaftung durch den privaten Unternehmer
erfolgte, zählte die Geſellſchaft zu den beſtrentierenden Kongernen
des Ruhrkohlenbergbaues. Nach dem Uebergang auf den Staat
hat ſich dies weſentlich geändert. Die Erträgniſſe haben ſich ver
mindert und in dieſem Jahre ſind die Stammaktien der Hibernia

erſtenmal ſeit Beſte der Geſellſchaft ohne jede
ividende geblieben. Auf der am 27. Mai d. J. in Berlin

abgehaltenen ordentlichen Hauptverſammlung, auf welcher der
preußiſche Fiskus als einziger Aktionär 59 Millionen Mark
Stammaktien von 66 Millionen Mark Aktienkapital und ſämt
liche 10 Millionen Mark Vorzugsaktien verträt, wurde nämlichder e efaßt, gemäß eſwiag lediglich auf die 10 Mil-
lionen Mar 434 Proz. Dividende zu zahlen. Die
ſchlechten wirtſchaftlichen Erträgniſſe der fiskaliſchen Bergbau
betriebe ſind bekannt. Es iſt von ihnen im Zuſammenhang mit
der Sozialiſierung in den letzten Jahren viel die Rede geweſen.
Bei der Gegenüberſtellung der ſtaatlichen und privaten Betriebe
liegt allerdings der Mißſtand vor, daß beide Bewirtſchaftungs-
formen ſich an verſchiedenen Betrieben vollziehen. Der Ferner
er kann deshalb nicht ohne weiteres beurteilen, ob ſich auf

en verglichenen Werken auch dieſelben Vorausſetzungen des
natürlichen Vorkommens und des Betriebes vorfinden, ohne die
ein unbedingt ſchlüſſiger Beweis nicht gut möglich iſt. Jn dem
angezogenen Fall der Hibernia fällt dieſes Moment dagegen
fort. Hier iſt an einem Schulbeiſpiel auch dem Ungläubigſten
mit überzeugender Deutlichkeit vor Augen geführt, welche wirt-ſchaftlichen Segnungen wir von der Sral ſerung der privaten

Wirtſchaft zu erwarten haben. Deutlicher kann es nicht gezeigt
werden.

GSeldmarkt und Banken
Vom rheiniſch weſtfäliſchen Wertpapiermarkt. Mitteilungen

Unter dem Ein
druck der Verhandlungen in Spa kam die feſte
Grundſtimmung, die bereits in der Vorwoche zu erkennen
war, zur vollen Entfaltung Das Publikum war mit zahl
reichen Kaufaufträgen an allen Märkten, und eine Reihe von
Werten erfuhr anſehnliche Steigerungen. Selbſt der im
heutigen Frühverkehr bekannt gewordene vorläufige Abbruch
der Spakonferenz vermochte die Aufwärtsbewegung nicht zu
unterbrechen. Maßgebend für die Bewegung waren en
rein markttechniſchen Gründen vor allem wieder Angliede-
rungsbeſtrebungen, die ſowohl in der Kohlen als auch
in der Kalinduſtrie beſtehen ſollen. Von Kohlenkuxen
wurden die lebhaften Käufe in König Ludwig fortgeſetzt, ſoſich der Preis bis 126 000 M. erhöhen konnte. Auch Wenn

erfuhren bei lebhafter Nachfrage eine Steigerung bis annähernd
130 000 M. Ewald waren bis etwa 187 000 M., Conſtantin der
Große bis 138 000 M. erholt. Jn erheblichen Mengen wurden
Helene und Amalie gekauft, die ihren Kurs bis etwa 67 000 M.
erhöhen konnten. Umfangreich waren ſchließlich die Umſätze in
JohannDeimelsberg, die von 20 000 M. bis 28 500 M. in zahl
reichen Stücken aus dem Verkehr genommen wurden. Etwas
mehr traten dagegen Graf Bismarck, Fröhliche Morgenſonne,
Graf Schwerin und Langenbrahm in den Hintergrund. Jn er
heblichen Beträgen wurden wiederum linksrheiniſche Unterneh
mungen gekauft, wobei Moers auf bisher unbeſtätigte Gerüchte
die Führung übernahm und den Kurs von 21 000 M. überſchritt.
Trier-Kuxe zogen in Parität mit tdem Cöln-Neueſſener Kurs
bis über 29 000 M. an. Das Jntereſſe für Blankenburg hat
etwas nachgelaſſen, und der Kurs büßte einen Teil ſeiner vor
wöchigen Steigerung wieder ein. Unvermindert ſtark war da
gegen die Kaufluſt in Braunkohlenwerten, insbeſon
dere für mitteldeutſche Werte, von denen Gute
Hoffnung bis annähernd 20000 M., Leonhard über
42 000 M., Michel bis etwa 34 500 M. und Veſta bis etwa
22 000 M. anziehen konnten, was neue Steigerungen von
2-4000 M. bedeutet. Ganz erhebliche Umſätze wurden in
OskarsſegenKuren getätigt, die ihren Kurs von etwa 3500 M.
bis 4500 M. erhöhen konnten, und ſchließlich ſind Zukunft- Aktien
gegenüber der anfänglichen Notiz um etwa 40 Proz. höher.
Am Kalimarkte war die Kursentwicklung bei feſter Grund-
ſtimmung nicht ganz einheitlich. Schwere Werte waren
während des größten Teiles der Berichtswoche vernach-
läſſigt mit Ausnahme von „Glückauf-Sondershauſen, in
denen ein erheblicher Beſitzwechſel bis annähernd 64 000 M.
ſtattfand, und Burbach, für die beſſere Preiſe bezahlt wurden.
Das größte Jntereſſe beſtand für mittlere Werite,
von denen die Kuxe der Emil Sauer-Gruppe im Vordergrund
ſtanden. Walter, Jrmgard, Heldrungen I und II wurden in
bedeutenden Mengen zu anziehenden Kurſen gekauft. Jhnen
ſchloſſen ſich Ellers, Friedrichroda, Fürſtenhall, Hüpſtedt, Felſen-
feſt, Rothenberg, Rothenfelde, Herfa und Neurode und Groß
herzog Wilhelm Ernſt an, die bei zum Teil nennenswerten Er
holungen bedeutende Umſätze erzielten. Elſäſſiſche Unterneh
mungen ſtanden zunächſt unter Angebot, wurden aber ſchließ-
lich lebhafter gefragt und erzielten gegenüber ihrem niedrigſten
Preisſtande Erhöhungen von 3--4000 M. Jn Kaliaktien
blieb dagegen das Jntereſſe gering und die Kurſe zeigen
hier keine weſentlichen Veränderungen.

„Concordia“, Kölniſche Lebens-Verſicherungs- Geſellſchaft.
Nach der dem Aufſichtsrat in ſeiner am 9. Juli d. J. ſtatt
gefundenen Sitzung vorgelegten Gewinn und Verluſtrechnung
ſowie dem Rechnungsabſchluß für das Jahr 1919 ergibt ſich ein
Reingewinn von 5 027 701,54 (4 306 878,55) M. Der Auſſichtsrat
hat beſchloſſen, der Generalverſammlung folgendes zur Beſchluß-
faſſung vorzuſchlagen: Für das Jahr 1921 erhalten die Ver
ſicherten des Gewinnverbandes A einen Gewinnanteil von 23
(24 und die Verſicherten der r C und R einen Gewinn
anteil von 30 bzw. die daraus ſichdergebenden Gewinnrenten
wie in den Jahren 1916 bis 1920. Die Gewinnanteile der Ver
bände B. und B. erhöhen ſich um die gleichen Einheitsſätze wie
im Vorjahre, und den Gewinnanteil der Aktionäre auf 9 (10)
feſtzuſeten.

Aktiengeſellſchaften
Maſchinen und Werkzeugfabrik A.G. vorm. Auguſt Paſchen

in Köthen. Jn dem Proſpekt über die an der Dresdner Börſe
eu zugelaſſenen 900 000 Mk. neuen Aktien die Geſellſchaft
heißt es, daß der Geſchäftsgang im laufenden Jahr zufrieden-
ſtellend ſei, und daß das Werk in den Spezialfabriken
für die Zuckerinduſtrie mit Aufträgen füv das Jn- und
Ausland reichlich verſehen ſei. (Für 1919 wurden 15 Prozent
Dividende gegghlt)

v

l Otro Threle, Buch und Kunſidruckerei, Verlag

Wotanwerke Akt.-Geſ., Leipzig. Die in der
etwas zurückgebliebenen Aktien wurden in dieſen d
lebhafter beobachtet. Dies iſt auf den Umſtand zurüg
führen, daß auch der diesjährige Abſchluß, ähnlich wie der
ſehr gut ausfallen dürfte.

Deutſche Solvay-Werke. Jm letzten Geſchäftsjahr iſt y
GeſamtNettoeinnahme auf 10,14 Millionen M. geſtiegen n
i. V.). Dabei ſind die Generalunkoſten der Werke und A
bungen wieder vorweg abgeſetzt, aber nicht zahlenmäßig an
geben. Generalunkoſten der Zentrale betragen 2,16 Vilio
Mark (2,04). Zinsausgaben (391 600) erſcheinen diesmal
Der Reingewinn beträgt 7,08 Millionen M. (4,85); über

erſchienen mit 54,04 Millionen M. (88,15).

Handel, Jnduſtrie, Hanckwerk
Abänderung des Ausfuhrabgabentarifs. Der Reich

anzeiger“ enthält eine Bekanntmachung betreffend weitere Au
führungsbeſtimmungen zu der Verordnung über die Auß
handelskontrolle vom 20. Dezember 1919. Die Bekanntmachn,
die mit dem 15. Juli 1920 in Kraft tritt, enthält im weſentſich
Abänderungen der Ausfuhrabgabe für Leder,
daraus hevgeſtellte Waren.
Keine Preisermäßigung für Porzellangeſchirr. Der Auf
ſichtsrat des Perbandes Deutſcher Porzell iken zur
rung keramiſcher Intereſſen G. m. b. H.
band) hat ſich eingehend mit der Frage der

ſchirrver
ſtaltung dfaßt und iſt einſtimmig zu der eng vhnen b

bei den Geſtehungskoſten für Geſchirrporzellan an den Ah
der Verkaufspreiſe und Bedingungen in abſehbarer Zeit
gedacht werden könne.

Berliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbild. Die Börſe eröffnete in feſter Stin

mung, da von öſiſcher Seite die Unterſchrift des Koh
abkommens in Spa gemeldet wurde. Jm Zuſammenhang hier
mit trat neuerlich Kaufluſt für Hüttenaktien hervor, da man nun
mehr mit einer ruhigeren Entwicklung der wirtſchaftlichen Tetp
keit glaubt rechnen zu können. Montanwerte ſtellten ſich meſ
2 bis 5 Prozent höher, aber auch andere Wertgattun. gen wieſe
vorwiegend auf. Badiſche Anilin gewannen 5 r
geit. Im ſpäteren Verlaufe machte fich wieder eine ſtärkere Zu
rückhaltung geltend, die die Kursbewegung etwas nachteilig de
einflußte. Kolonialpapiere ſchwächten ſich vorwiegend ab, ins
beſondere Otavi und Schantungbahn. Petroleumaktien konnte
fich bei regerem Umſatz im allgemeinen behaupten. Von Anlage
werten neigten deutſche zur Abſchwächung.

Produktenbericht. Am Produktenmarkt war Hafer h
größerer Zurückhaltung der Käufer weiter ſchwach. Jm Geſchit
mit Hülſenfrüchten herrſchte Luſtloſigkeit vor. Grüne Erbſen
wurden zu niedrigeren Preiſen veger umgeſetzt. Heu war wen
verändert. Stroh war in gebündelter Ware angeboten. Weh

Hafernotierungen:
Berlin, 15. Juli. Jnländiſcher Hafer, für 1000 kg in Nar

loko ab Speicher frei 47 loko ab Bahn Rangſofortige Abladung ab Abladeſtationen 2280--2340 Mark. Ter
denz: matter.

Deviſen-Notierungen: Berlin, 15. Jul.

Geld Brief Geld BAmſterd. Rotterd. 1366,10 1368.90 NewYork 38.655
Brüſſel-Antwerp. 342,15 85 aris 319,65
Chriſtiania 649,35 /65 chweiz 685,30 66Kopenhagen 640,35 680,65 panien 616,35 6174

tockholm 861,60 6 40 Wien ialtes) 21,47
elſingfors 157,80 158.20 Oeſterreich abgeſt.talien 2975 23025 Vrag Se
ondon 151,47 151,77 l Budapeſt 2322

Im freien Verkehr wurden nicht amtlich ermittel
Deutsehe Werte Deutseche Deberse e- Bl.

h Deutsche Schatz- Deutsche Erdöl 1625scheine VI-IX 74,25 Deutsehe Sie 15000,5 Deutsehe Reicheanl. 79.50 Deuteche Kall 403
70.50 Dentsohe Watff. u. Mun. 3
6260 Donnersmarkhütte 853 v 6250 Döring u. Lehrmann 15974 Preuss. Konsols 67.75 Brrr 40I 63.50 Elbertfelder Farben W

3 n m 55. 30 Engelhard Brauerei 34 Charxl. Stadtanl. 8999 94 75 elten u. Guilleaume
4 Magdeb. Stadtanl. 91/06 98, Gasmotoren Deuta Wo
49 n. Sächs. Iandschaft- Gebhardt u. Co.liche Pfandbriefe Gebhardt u. König 254 Preuss. Centr.-Bod.- Gelsenkireh. Berg. W.Pfandbriefe 98. Glauziger Zuckerfbr. 357
4 Preuss. Hypot.-Bank- Haiiesche Masehb.-Fabr.Pfandbriefe 1911 99.25 Hann. Masch.Dessauer Gas-Oblig. 99 Harpener Berg l91.7 Ipangr Zim

irAusländ. Werte Höcneter rhw. s4 Oesterr. Kron. Rente 26, Hoesch TLisen u. Stahi W
4 Ungar. Gold-Rente Hohenlonhe- Werre 1975
4 Ungar. Kronen-Rente 2875 Humboldt-Maseh. A

Ise-Bergba nBisenbann Aktien: Kahbla- Porzellan
Ha]beretadt -Blankenb. 75,50 Kaliw. Aschersleben
Halle-Hettstedter 61, Körbisd. Zuecker- Akt. 405,Schantungbahn 69l Kyhauserhütte i.Allg. Lokal-Str 102 50 ahmevyer u.
Gr. Berl. Str- 37 LauchhammerAMagagnvrag Str. B. 142 FPaurahötte eIux. Prinz Heinrich. B. 405, TLingel Erturt uOrientbahn 240.- l Pinſe u. Hotfwann 385
Sehiftahrts-Akt.: Ludwig Loewe u. Co. eHambsg. Paketfahrt 280 Lothringer KütteHambg.-Südamerika 240.50 Mannesmannröhbren 3
Hansa-Dampfschift 329. Masehinenfabr. Bnekan
Nordd. Lloyd 175 25 Obersebl. Risendt. Bed. M.

Banken: do. Caro Heg. 24Bank für Thür. 155.50 do. Kokswerke 13Berl. Randeiesges. 1210 Orenstein u. Koppel
Comwm u. Diskontobank 159.50 r
Darmstädter Bank 151. Rhein. Metall-Vorz.
Dess. Landesbank 125, hein. StahlwarenDeutsche Bank 260. iebeck. Montan 35Diskonto-Comm. 2989, Rombacher Hütten 227
Dresdner Bank 50 Rositzer Braunk.Gredit-Anst. Leipzig 150. ositzer Zucker 22Mitteld. Kreditbank 142.- Sangerhäuser Masob.

Privat- Bank 152.50 Hugo Sehneider u. Co.
Nationalbank 150.25 Schueokert u. Co. 157Oesterr. Kredit 98, Siemens u. HalskeReichsbank 148 25 Ztgttiner dteettiner VolkanIndustrie- Aktien Stollberger 2inkb. cSehultheiss-Brauerei 241.50 Strals. Spielrarten 370
Akt. f. Anilin 354.50 „Te ra“ Samen-A.-GAilgem. Elektr.--Ges. 29. S hale-BisenhütteAmmendorfer Papierf. 610,- Friptis- Art. -Ges-
Anhalter Kohlenw. 236 Türkische Tabakregie 27
Anpaberger Steingut 340 Ver. Köln-RottweilerBadische Avilin Glangzstoff Elverf. eBergmann Elekt. Akt. Wegen u. Hübner 156
Bismarckhütte 529.50 Westeregein-Alrali
Bochumer Gußstahl 325. Wittener Gu!stabl iChem. r Buekau 386 Wrede-Maizerei u
Chem, Griesheim 29 Zeitzer Maseh. Se ar Zaneteg Valdhot. SConsolidation Schalke 700. ötavi-AMinev 7865CröllwitzerPapierfabr
Daimler-Aotoren 213 25 Tendenz hokestigt.
Deutseh-Luxembdurg 288.
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Hauptſchriftleiter: Helmur Böttqcher.
Verantwortlich ſür Politik Helmut Böttcher ſür politiſche Ranrinf
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